
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Eigengarantien von Händlern: BMF 
verlängert Übergangsfrist

Viele Händler, insbesondere im Bereich des 
Kfz-Handels, geben beim Verkauf von Waren 
über die gesetzliche Gewährleistung hinaus 
eine zusätzliche Garantie ab, die dem Kun-
den gegenüber auch besonders berechnet 
wird. Dabei kommt es in bestimmten Kon-
stellationen zu gravierenden steuerlichen 
Änderungen, da sich die Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs geändert hat und das 
Bundesfinanzministerium deren Anwendung 
verfügt. 

Das bedeutet: Händler werden bei entgelt-
lichen Eigengarantien zu Versicherern im 
Sinne des Versicherungssteuergesetzes und 
müssen entsprechende Pflichten beachten. 
Zudem wird ihnen aus den Eingangsleistun-
gen, die für die Ausführung der Garantierepa-
raturen bezogen werden, der Vorsteuerabzug 
versagt, denn die entsprechenden Garanti-
ereparaturen stehen im Zusammenhang mit 
umsatzsteuerfreien Umsätzen. In der Praxis 
führt dies dazu, dass aus Ersatzteilen, aber 
auch anteilig aus Verbrauchsmaterialien und 
Gerätekosten, kein Vorsteuerabzug zulässig 

ist (BMF-Schreiben vom 11.5.2021 und vom 
18.6.2021, III C 3 - S 7163/19/10001 :001).

Praxistipp:
Erfreulicherweise hat das BMF seine 
Übergangsfrist nun verlängert. Die 
neuen Grundsätze zur Behandlung als 
Versicherer sind erstmals anzuwen-
den auf Garantiezusagen, die nach 
dem 31. Dezember 2022 abgegeben 
werden. Wer möchte, kann die 
Grundsätze aber auch bereits zuvor 
anwenden.

Umsatzsteuer: Aufwendungsersatz für 
Abmahnungen ist steuerpflichtig

Abmahnungen sind im Geschäftsleben 
nicht gerade selten und oft Gegenstand 
erbitterter Streitigkeiten. Doch neben der 
rein zivilrechtlichen Problematik ist auch 
zu klären, ob und inwieweit die Zahlungen 
im Zusammenhang mit den Abmahnungen 
der Umsatzsteuer unterliegen. Diesbezüg-
lich hat das Bundesfinanzministerium nun 
verfügt, dass Abmahnungen steuerlich auf-
zuspalten sind, und zwar einerseits in den 
Teil, der den echten Schadensersatz betrifft 
und andererseits in den Teil für den Auf-
wendungsersatz, also für den Ersatz der so 

genannten Rechtsverfolgungskosten (An-
waltshonorare, Ermittlungskosten zur Iden-
tifizierung des Rechtsverletzers usw.). Soweit 
der Abgemahnte reinen Schadensersatz 
leistet, ist der Betrag nicht der Umsatzsteuer 
zu unterwerfen; er ist von vornherein nicht 
umsatzsteuerbar. Der Teil, der für den Auf-
wendungsersatz geleistet wird, unterliegt 
allerdings dem vollen Umsatzsteuersatz von 
19 Prozent. Der Abmahnende muss diesen 
Betrag in der Rechnung ausweisen und der 
Abgemahnte muss ihn zahlen. Sollte keine 
Aufschlüsselung erfolgen, ist der Pauschal-
betrag insgesamt als Aufwendungsersatz 
und damit als Entgelt zu behandeln. Aber 
Vorsicht: Erfolgt die Zusendung einer Ab-
mahnung an einen potenziellen Rechtsver-
letzer unberechtigterweise und erteilt der 
Abmahnende hierüber eine Rechnung mit 
gesondertem Steuerausweis, liegt ein unzu-
lässiger Steuerausweis gemäß § 14c Abs. 2 
UStG vor. Der Abmahnende schuldet bis zur 
Beseitigung der Gefährdung des Steuerauf-
kommens den ausgewiesenen Steuerbetrag.
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Praxistipp:
Das BMF erlässt eine großzügige 
Übergangsregelung: Die Grundsätze 
des BMF-Schreibens sind in allen 
offenen Fällen anzuwenden. Es wird 
jedoch nicht beanstandet, wenn die 
Beteiligten bei der Zahlung für vor 
dem 1.11.2021 durchgeführte Ab-
mahnleistungen übereinstimmend, 
das heißt auch hinsichtlich eines 
Vorsteuerabzugs beim Abgemahnten, 
von einem nicht steuerpflichtigen 
Entgelt ausgehen (BMF-Schreiben 
vom 1.10.2021, III C 2 - S 7100/19/10001 
:006).

Hintergrund für das BMF-Schreiben sind zwei 
Urteile des Bundesfinanzhofs: Mit Urteil vom 
13.2.2019 (XI R 1/17) hat der BFH entschieden, 
dass Zahlungen, die an einen Unternehmer 
als Aufwendungsersatz aufgrund von urhe-
berrechtlichen Abmahnungen zur Durch-
setzung seines Unterlassungsanspruchs 
geleistet werden, umsatzsteuerrechtlich 
als Entgelt im Rahmen eines umsatzsteuer-
baren Leistungsaustauschs zwischen dem 
Unternehmer und dem von ihm abgemahn-
ten Rechtsverletzer zu qualifizieren sind. In 
einem früheren Urteil vom 21.12.2016 (XI R 
27/14) hat der BFH zudem entschieden, dass 
Zahlungen, die an einen Unternehmer von 
dessen Wettbewerbern als Aufwendungser-
satz aufgrund von wettbewerbsrechtlichen 
Abmahnungen geleistet würden, umsatz-
steuerrechtlich als Entgelt zu werten sind. 
Auch hier liege ein Leistungsaustausch vor. 
Ein nicht steuerbarer Schadensersatz sei 
abzulehnen. Die Leistung des Abmahnenden 
bestehe unter anderem darin, dass der Abge-
mahnte mit der Abmahnung die Gelegenheit 
erhält, möglichst kostengünstig Geldansprü-
che des Abmahnenden zu befriedigen. Dem 
Rechtsverletzer werde die Möglichkeit gege-
ben, eine gerichtliche Auseinandersetzung 
auf kostengünstige Weise durch Abgabe ei-
ner strafbewehrten Unterlassungserklärung 
abzuwenden. Er könne also einen langwieri-
gen und teuren Prozess vermeiden.

Praxistipp:
Auch zivilrechtlich war die Thematik 
durchaus umstritten. Der Bundesge-
richtshof hat in einem so genannten 
Hinweisbeschluss vom 21.1.2021 (I ZR 
87/20) aber entschieden, dass der 
Schädiger sehr wohl die Umsatzsteu-
er an den Rechteinhaber erstatten 
muss. 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer
Dienstreisen ins Ausland: Reisekosten-
sätze bleiben in 2022 unverändert

Bei einer Auswärtstätigkeit dürfen Arbeit-
nehmer Verpflegungspauschbeträge als 

Werbungskosten geltend machen oder vom 
Arbeitgeber steuerfrei erstattet bekommen. 
Für Dienstreisen ins Ausland gibt es beson-
dere - länderspezifische - Verpflegungssätze. 
Zudem dürfen - anders als bei Dienstreisen 
im Inland - Übernachtungspauschbeträge 
durch den Arbeitgeber steuerfrei erstattet 
werden. Auch diese gelten länderspezifisch. 
Üblicherweise werden die Pauschbeträge 
von Jahr zu Jahr von der Finanzverwaltung 
auf ihre Angemessenheit hin überprüft und 
entsprechend angepasst. Zuletzt ist dies zum 
1. Januar 2021 geschehen. Pandemiebedingt 
werden die Auslandstage- und Auslands-
übernachtungsgelder zum 1. Januar 2022 al-
lerdings nicht neu festgesetzt. Die seit dem 
1. Januar 2021 geltenden Beträge behalten 
ihre Gültigkeit somit auch für das Kalender-
jahr 2022 (Mitteilung des BMF vom 27.9.2021). 
 
Geringfügige und kurzfristige Beschäfti-
gung: Neue Meldepflichten beachten

Arbeitgeber, die Minijobber beschäftigen, 
müssen der Minijobzentrale die Steuer-Iden-
tifikationsnummer (Steuer-ID) der betrof-
fenen Mitarbeiter melden. Zudem müssen 
sie in der Datenübermittlung die Art der 
Versteuerung angeben. Geregelt ist dies in § 
28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 2f SGB IV. Die erweiterte 
Meldepflicht gilt zwar bereits seit 1.1.2021; sie 
wird aber erst zum 1.1.2022 umgesetzt. Die 
Pflicht gilt unabhängig davon, ob die Steuer 
pauschal an die Minijobzentrale entrichtet 
wird oder die individuelle Besteuerung nach 
der Lohnsteuerklasse über das Finanzamt 
vorgenommen wird. 

Praxistipp:
Arbeitgeber sollten ihre Minijob-
ber möglichst frühzeitig anhalten, 
ihnen die Steuer-ID mitzuteilen. Die 
Steuer-ID finden die Beschäftigten 
entweder auf der jährlichen Lohn-
steuerbescheinigung, dem letzten 
Steuerbescheid, der letzten Steuerer-
klärung, dem Schreiben des Bundes-
zentralamts für Steuern (BZSt) bei der 
erstmaligen Vergabe einer Steuer-ID 
oder dem Schreiben des Finanzamts 
aus 2011 mit der Information über die 
gespeicherten elektronischen Lohn-
steuerabzugsmerkmale (ELStAM).

Zu beachten sind auch zwei weitere Neure-
gelungen zu kurzfristigen Beschäftigungen: 
Ab dem 1.1.2022 wird eine Meldepflicht des 
Arbeitgebers über das Vorliegen eines Kran-
kenversicherungsschutzes eingeführt. Damit 
soll sichergestellt werden, dass Saisonkräf-
te tatsächlich über eine Absicherung im 
Krankheitsfall verfügen. Zudem bekommen 
Arbeitgeber demnächst nach der Anmeldung 
einer Aushilfskraft bei der Minijobzentrale 
eine automatisierte Rückmeldung über das 
etwaige Vorliegen weiterer kurzfristiger Be-
schäftigungen.

Doppelte Haushaltsführung: Homeof-
fice-Pauschale darf abgezogen werden

In den Coronajahren 2020 und 2021 dürfen 
Arbeitnehmer und Selbstständige, die zu-
hause arbeiten und deren Arbeitsplatz nicht 
die steuerlichen Voraussetzungen für ein 
Arbeitszimmer erfüllt, einen Pauschalbe-
trag von 5 Euro pro Tag als Werbungskosten 
oder Betriebsausgaben geltend machen. 
Maximal sind 600 Euro im Jahr absetzbar. 
Der Pauschalbetrag für die Nutzung des Ar-
beitsplatzes in der Wohnung wird nur für die 
Kalendertage gewährt, an denen die berufli-
che Tätigkeit ausschließlich „in der Wohnung 
ausgeübt“ und keine andere Betätigungs-
stätte aufgesucht wird.  Dem Vernehmen 
nach haben sich die Finanzministerien von 
Bund und Ländern darauf verständigt, die 
Homeoffice-Pauschale auch für die Tage zu 
gewähren, an denen die berufliche Tätigkeit 
im Rahmen einer doppelten Haushaltsfüh-
rung in der Zweitwohnung ausgeübt wird 
(Steuerberaterverband Westfalen-Lippe, 
Einkommensteuer-News 24/2021).

Die Homeoffice-Pauschale darf im Übrigen 
auch für die Tage geltend gemacht wer-
den, an denen die berufliche Tätigkeit vom 
Hauptwohnsitz ausgeübt wird und die Zweit-
wohnung leer steht. Es soll dann auch kei-
ne Kürzung der abziehbaren Miete für die 
Zweitwohnung erfolgen. Auch soll auch keine 
Kürzung der Homeoffice-Pauschale erfolgen, 
wenn der Arbeitgeber die Unterkunftskosten 
steuerfrei erstattet. Eine steuerfreie Erstat-
tung der Homeoffice-Pauschale selbst darf 
aber nicht erfolgen.

Kindergartenzuschuss des Arbeitgebers: 
Sonderregelung für 2020 und 2021

Zuschüsse, die Arbeitgeber an ihre Mitar-
beiter leisten, damit diese ihre nicht schul-
pflichtigen Kinder in Kindergärten oder 
vergleichbaren Einrichtungen unterbringen 
können, sind steuerfrei (§ 3 Nr. 33 EStG). Die 
Leistungen müssen zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden. 
Im Zuge der Corona-Pandemie waren viele 
Kindergärten und ähnliche Einrichtungen 
aber geschlossen. Zahlreichen Eltern wurden 
die Kindergartenbeiträge daraufhin erstattet 
oder die weitere Erhebung wurde ausge-
setzt. Hat der Arbeitgeber seine Zuschüsse 
dennoch weitergezahlt oder nicht zurückge-
fordert, müssten diese eigentlich versteuert 
werden. Zwar mussten die Arbeitnehmer 
sicherlich große Mühen zur Betreuung ih-
rer Kinder während des Lockdowns auf sich 
nehmen, doch Kosten für „Kindergärten oder 
vergleichbaren Einrichtungen“, wie sie das 
Gesetz fordert, sind ihnen nicht entstanden.

Wie zu vernehmen ist, hat sich die Finanz-
verwaltung aber offenbar bundeseinheitlich 
auf folgende Vorgehensweise geeinigt: In 
den Fällen, in denen Städte und Gemeinden 
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aufgrund der Corona-Pandemie Kindergar-
ten- bzw. Kinderbetreuungsgebühren nicht 
eingezogen oder bereits erhobene Beiträge 
zurückerstattet haben, wird es für das Kalen-
derjahr 2020 nicht beanstandet, wenn von 
einer Darlehensgewährung des Arbeitgebers 
an den Arbeitnehmer ausgegangen wird. 

Damit bleiben die Arbeitgeberleistungen 
für das Jahr 2020 weiter steuerfrei. Die im 
Jahr 2020 geleisteten Zuschüsse sind dann 
mit den im Jahre 2021 entstehenden Un-
terbringungs- und Betreuungskosten für 
die Kinder zu verrechnen. Eine nochmalige 
steuerfreie Erstattung in 2021 ist nicht zuläs-
sig. Das heißt: Hat der Arbeitgeber im Jahre 
2020 einen Zuschuss von 1.200 Euro zu den 
Kindergartengebühren von - normalerweise 
- ebenfalls 1.200 Euro geleistet und werden 
400 Euro vom KiTa-Träger zurückgezahlt, so 
bleibt der Betrag von 1.200 zunächst weiter 
steuerfrei. Der Betrag von 400 Euro gilt als 
Darlehen. Erhält der Arbeitnehmer in 2021 
weiterhin einen Zuschuss von 100 Euro mo-
natlich bei Gebühren von ebenfalls 100 Euro 
pro Monat, müsste der Zuschuss in Höhe von 
400 Euro aus dem Jahre 2020 nun in 2021 ver-
steuert werden.

Kapitalanleger

Aktien: Zuteilung von PayPal-Aktien an 
eBay-Aktionäre war steuerfrei

Bei Aktiengesellschaften gibt es oftmals 
Kapitalmaßnahmen, die für Kleinanleger 
zumindest in steuerlicher Hinsicht zu einem 
Ärgernis werden können. Immerhin hat der 
Bundesfinanzhof aber nun zugunsten der 
eBay-Aktionäre entschieden, dass diese mit 
der Zuteilung von PayPal-Aktien keinen so-
fort zu besteuernden Kapitalertrag erhalten 
haben (BFH-Urteil vom 1.7.2021, VIII R 15/20).

Der Sachverhalt: Der Kläger hielt über sei-
ne Depotbank Aktien der eBay Inc. (eBay), 
einer Kapitalgesellschaft nach dem Recht 
des US-Bundesstaats Delaware. Durch die 
Unternehmens-Ausgliederung des eBay-Be-
zahlsystems PayPal in 2015 erhielten die Ak-
tionäre für jede eBay-Aktie eine PayPal-Ak-
tie. So wurden auch dem Depot des Klägers 
in 2015 Paypal-Aktien zu einem Kurs von 36 
Euro je Aktie gutgeschrieben. Das Finanzamt 
behandelte die Gutschrift als steuerpflichti-
ge Sachausschüttung. Das Finanzgericht Köln 
gab der hiergegen gerichteten Klage statt. 
Der BFH hat dieses Ergebnis nun bestätigt.  
Bei der Zuteilung von Aktien im Rahmen 
eines Spin-Offs handele sich nicht um eine 
Sachdividende, sondern um eine Abspal-
tung, die nach § 20 Abs. 4a Satz 7 EStG keine 
Besteuerung auslöst. Die Aktienzuteilung ist 
im Rahmen eines US-amerikanischen Spin-
Offs steuerneutral, wenn die wesentlichen 
Strukturmerkmale einer Abspaltung im Sin-
ne des deutschen Umwandlungsgesetzes 
erfüllt sind.

Aktien: Wie ist die Zuteilung von 
Verizon-Aktien durch Vodafone zu 
behandeln?

Bereits in den beiden vorigen Informationen 
wurden die steuerlichen Auswirkungen von 
Kapitalmaßnahmen ausländischer Aktien-
gesellschaften dargestellt. In zwei weiteren 
Urteilen hat der Bundesfinanzhof bezüglich 
der Zuteilung von Verizon-Aktien durch Vo-
dafone im Jahre 2013 entschieden (BFH-Ur-
teile vom 4.5.2021, VIII R 17/18, VIII R 14/20). 
Etwas vereinfacht ging es darum, dass Anle-
ger aufgrund des Verkaufsvorgangs einer Vo-
dafone-Tochtergesellschaft Aktien der Veri-
zon Communications Inc. zugeteilt bekamen, 
die auf ihren Depots eingebucht wurden. Die 
wesentlichen Aussagen des BFH zur steuerli-
chen Beurteilung lauten:

Die Zuteilung der Verizon-Aktien führt zu 
Kapitalerträgen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 
1 EStG, also zu einer steuerpflichtigen Sach-
ausschüttung. Diese ist nicht von der Besteu-
erung auszunehmen. Zwar verfügt das Ein-
kommensteuergesetz in bestimmten Fällen, 
dass der Ertrag und die Anschaffungskosten 
von Anteilen, die einem Anleger zugeteilt 
werden, ohne dass dieser eine gesonderte 
Gegenleistung zu entrichten hat, mit 0 Euro 
angesetzt werden. Hier liegen die entspre-
chenden Voraussetzungen aber nicht vor. Es 
wird für die Anwendung der 0-Euro-Rege-
lung nämlich verlangt, dass die Ermittlung 
der Höhe des Kapitalertrags nicht möglich 
ist. Im Streitfall war die Ermittlung der Höhe 
des Kapitalertrags wegen des Börsenkurses 
der zugeteilten Verizon-Aktien jedoch ohne 
weiteres möglich. Zwar wurde das Einkom-
mensteuergesetz in dem entsprechenden 
Punkt mittlerweile geändert (§ 20 Abs. 4a 
Satz 5 EStG), allerdings erst mit Wirkung ab 
2021. Die Anleger mussten also die damals 
noch geltende Fassung des Gesetzes gegen 
sich wirken lassen. 

Doch beendet ist die Sache damit noch lan-
ge nicht. Es ist nämlich denkbar, dass mit 
der Kapitalmaßnahme eine nichtsteuerbare 
„Einlagenrückgewähr“ verbunden war. Dies 
ist bislang gar nicht geprüft worden. Von 
daher wurde die Sache an die Vorinstanz zu-
rückverwiesen.

Immobilienbesitzer

An - und Verkauf einer Immobilie:  
Im Familienverbund Steuern sparen?

Gewinne aus dem An- und Verkauf von Im-
mobilien innerhalb von zehn Jahren unter-
liegen der Einkommensteuer, es sei denn, 
es handelt sich um den Verkauf des selbst-
genutzten Eigenheims. Aufgrund der Werts-
teigerungen, die in den letzten Jahren zu 
verzeichnen waren, kann die Spekulations-
steuer entsprechend hoch ausfallen. Das gilt 
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umso mehr, wenn der Veräußerer mit seinen 
Einkünften in der Nähe des Spitzensteuer-
satzes liegt. In einem solchen Fall könnte 
der Gedanke naheliegen, eine vermietete 
Immobilie vor dem Verkauf unentgeltlich auf 
Tochter oder Sohn zu übertragen, die einem 
wesentlich niedrigeren Steuersatz unter-
liegen und den Verkauf durch Tochter oder 
Sohn vornehmen zu lassen. So ließen sich im 
Familienverbund Steuern sparen. 

Doch ist dies ein steuerlicher Gestaltungs-
missbrauch? Nein, sagt der Bundesfinanzhof. 
In einem aktuellen Urteil hat er die Vorge-
hensweise akzeptiert. Nicht bei den Eltern, 
sondern bei dem Kind liege ein privates 
Veräußerungsgeschäft vor und dieses müsse 
den Spekulationsgewinn zu seinem Steuer-
satz versteuern. Die vorherige unentgeltliche 
Übertragung sei keine Veräußerung gemäß 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. Da die Eltern so-
mit das Grundstück nicht veräußert haben, 
sei bei ihnen auch kein Veräußerungsgewinn 
entstanden (BFH-Urteil vom 23.4.2021, IX R 
8/20). Dass der Veräußerungsgewinn bei 
den Kindern niedriger besteuert wird als 
bei den Eltern, führe nicht zur Annahme ei-
nes Missbrauchs. Denn es ist nicht verwehrt, 
die rechtlichen Verhältnisse so zu gestalten, 
dass sich eine geringere steuerliche Belas-
tung ergibt. Das Bestreben, Steuern zu spa-
ren, macht für sich allein eine Gestaltung 
nicht unangemessen. Im Urteilsfall habe sich 
ein Steuervorteil allein daraus ergeben, dass 
die unentgeltliche Übertragung des Grund-
stücks vom Gesetz akzeptiert wird mit der 
Folge, dass ein Veräußerungsgewinn nicht 
vom Schenker, sondern vom Beschenkten 
nach dessen persönlichen Verhältnissen 
versteuert werden muss.

Praxistipp:
Der BFH lässt allerdings offen, ob 
außergewöhnliche Umstände bei der 
Vertragsanbahnung oder unübliche 
Elemente der Vertragsgestaltung im 
Einzelfall dazu führen können, dass 
ausnahmsweise doch ein Gestal-
tungsmissbrauch vorliegt. Im Übrigen: 
Wer eine Gestaltung wie die hier 
vorgestellte in Betracht zieht, sollte 
natürlich auch die schenkungsteuerli-
chen Folgen im Auge behalten.

Alle Steuerzahler

Kindergeld: Zeitpunkt des Beginns und 
des Endes eines Hochschulstudiums

Eltern studierender Kinder können für die-
se Kindergeld bis zur Vollendung des 25. 
Lebensjahres beziehen. Mitunter kann al-
lerdings fraglich sein, wann ein Studium 
tatsächlich beginnt und wann es als beendet 
gilt. Mit dieser Problematik musste sich der 
Bundesfinanzhof kürzlich befassen und hat 
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wie folgt entschieden: Ein Hochschulstudium 
beginnt mit der erstmaligen Durchführung 
von Ausbildungsmaßnahmen und endet 
grundsätzlich dann, wenn das Kind die letz-
te nach der einschlägigen Prüfungsordnung 
erforderliche Prüfungsleistung erfolgreich 
erbracht hat und dem Kind sämtliche Prü-
fungsergebnisse in schriftlicher Form zu-
gänglich gemacht wurden (BFH-Urteil vom 
7.7.2021, III R 40/19).

Der Sachverhalt: Die Klägerin ist die Mut-
ter einer im Mai 1992 geborenen Tochter. 
Diese war ab März 2015 an einer Hochschu-
le im Masterstudiengang „Management“ 
eingeschrieben. Nachdem die Hochschule 
der Tochter zunächst den erfolgreichen Ab-
schluss mündlich mitgeteilt hatte, stellte sie 
den Abschluss und die Abschlussnoten Ende 
Oktober 2016 online. Die Zeugnisse holte die 
Tochter Ende November 2016 persönlich im 
Prüfungsamt ab. Im März 2017 bewarb sie 
sich für ein weiteres Bachelorstudium im 
Fach Politikwissenschaft, das sie im April 
2017 aufnahm. Die Familienkasse gewährte 
wegen des Masterstudiums bis einschließ-
lich Oktober 2016 Kindergeld und wegen des 
Bachelorstudiums ab April 2017. Für März 
2017 wurde die Tochter nicht wegen einer 
Ausbildung, sondern nur wegen ihrer Be-
werbung für einen Studienplatz kindergel-
drechtlich berücksichtigt. Für den Zeitraum 
November 2016 bis Februar 2017 lehnten die 
Familienkasse und nachfolgend auch das Fi-
nanzgericht eine Kindergeldfestsetzung ab.

Der BFH hielt die dagegen gerichtete Revi-
sion der Klägerin für unbegründet. Danach 
kommt es für die Frage, wann ein Hoch-
schulstudium beendet ist, regelmäßig nicht 
auf den Zeitpunkt an, in welchem dem Kind 
die Prüfungsergebnisse mündlich mitgeteilt 
wurden. Maßgebend ist vielmehr, dass das 
Kind die letzte nach der einschlägigen Prü-
fungsordnung erforderliche Prüfungsleis-
tung erfolgreich erbracht hat. Zudem muss 
das Kind eine schriftliche Bestätigung über 
sämtliche Prüfungsergebnisse entweder von 
der Hochschule zugesandt bekommen haben 
oder jedenfalls objektiv in der Lage gewesen 
sein, sich eine solche schriftliche Bestäti-
gung über ein Online-Portal der Hochschule 
erstellen zu können. Entscheidend ist dann, 
welches Ereignis früher eingetreten ist. Im 
Streitfall war daher ausschlaggebend, dass 
die Hochschule die Abschlussnoten Ende 
Oktober 2016 online gestellt hatte.

Übergangszeiten zwischen zwei Ausbil-
dungsabschnitten werden kindergeldrecht-
lich nur berücksichtigt, wenn sie maximal 
vier Kalendermonate umfassen. Im Streitfall 
ging der BFH aber von einer fünf Kalender-
monate umfassenden Übergangszeit aus. 
Denn das Masterstudium endete bereits im 
Oktober 2016. Das Bachelorstudium begann 
dagegen noch nicht mit der im März 2017 er-
folgten Bewerbung, sondern erst, als im Ap-
ril 2017 Ausbildungsmaßnahmen tatsächlich 
stattfanden.

Vereine und Steuern: Arbeitshilfe für 
Vereinsvorstände und Mitglieder

Das Finanzministerium des Landes Nord-
rhein-Westfalen hat eine neue Broschüre 
zum Thema Vereine und Steuern herausge-
geben und auf seinen Internetseiten zum 
Download zur Verfügung gestellt. Die Bro-
schüre bietet beispielsweise einen umfas-
senden Überblick über die Themen Gemein-
nützigkeit, Spenden und Mitgliedsbeiträge, 
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Um-
satzsteuer, Lohnsteuer und Steuerabzug für 
ausländische Künstler und Sportler. Interes-
sierte können die Information des Finanzmi-
nisteriums unter folgendem Link kostenlos 
herunterladen:
https://broschuerenservice.nrw.de/default/
shop/Vereine_Steuern/25

 Rentner und Pensionäre

Versorgungszusage: Sofortiger Zu-
fluss von Arbeitslohn bei Auslagerung 
denkbar

Potenzielle Erwerber von Kapitalgesellschaf-
ten sind oft nicht bereit, frühere Versor-
gungszusagen der Gesellschaft zu überneh-
men. In diesen Fällen wird dann überlegt, 
die Versorgungszusagen auszulagern, zum 
Beispiel auf einen Pensionsfonds. Für die 
Arbeitnehmer ist die Übertragung grund-
sätzlich steuerfrei (§ 3 Nr. 66 EStG), wenn 
der Arbeitgeber einen entsprechenden An-
trag stellt (§ 4e Abs. 3 EStG). Doch was gilt, 
wenn der Antrag nicht gestellt wird? Kürz-
lich hat der Bundesfinanzhof entschieden, 
dass in diesem Fall sofort zu versteuernder 
Arbeitslohn vorliegt, wenn der Arbeitgeber 
eine Versorgungszusage auf einen Pensions-
fonds überträgt und der Arbeitnehmer durch 
die Übertragung einen eigenen Anspruch auf 
Leistungen gegen den Pensionsfonds er-

wirbt. Der Arbeitslohn ist mithin sofort steu-
erpflichtig, wenn der Antrag nach § 4e EStG 
nicht gestellt wird (BFH-Urteil vom 19.4.2021, 
VI R 45/18). 

Der Sachverhalt: Der Kläger war Gesellschaf-
ter und Geschäftsführer einer GmbH, die ihm 
im Jahr 1993 eine Pensionszusage erteilt hat-
te. Im April 2010 wurde die GmbH veräußert. 
Gleichzeitig wurde die Tätigkeit des Klägers 
als Geschäftsführer beendet. Anlässlich die-
ser Veräußerung und der damit verbunde-
nen Beendigung der Geschäftsführerstellung 
des damals 54-jährigen Klägers wurde seine 
Pensionsverpflichtung auf einen Pensions-
fonds übertragen. Als Gegenleistung für die 
Übertragung trat die GmbH ihre Ansprüche 
aus einer Rückdeckungsversicherung an den 
Pensionsfonds ab. Einen Antrag nach § 4e 
Abs. 3 EStG stellte die GmbH nicht. Das Fi-
nanzamt rechnete dem steuerpflichtigen Ar-
beitslohn des Geschäftsführers einen Betrag 
von 233.680 Euro zu. Dies entsprach der bei 
der GmbH gebildeten und nun aufgelösten 
Rückstellung. Das FG Köln hat die hiergegen 
gerichtete Klage abgewiesen; der BFH hat die 
Revision des Klägers verworfen. 

Begründung: Leistet der Arbeitgeber Zuwen-
dungen an eine Einrichtung, die dem Arbeit-
nehmer keinen Rechtsanspruch einräumt, 
sind erst die laufenden von der Versorgungs-
einrichtung an den Arbeitnehmer ausgezahl-
ten Bezüge als Arbeitslohn zu qualifizieren. 
Anders ist es aber, wenn dem Arbeitnehmer 
gegen die Versorgungseinrichtung, an die 
der Arbeitgeber Beiträge geleistet hat, ein 
- eigener - unentziehbarer Rechtsanspruch 
auf die Leistung zusteht. Dann liegt soforti-
ger Arbeitslohn vor - und so verhält es sich 
in dem aktuellen Fall. Durch die Übertragung 
der Zusage auf den Pensionsfonds ist Ar-
beitslohn entstanden. Der Kläger hat auch 
nach der Übertragung lediglich eine Anwart-
schaft auf eine Altersversorgung. Gleichwohl 
stellt sich der Vorgang so dar, als hätte die 
GmbH dem Kläger Mittel zur Verfügung ge-
stellt, die er dann aufgewandt hat, um von 
einem fremden Dritten, nämlich dem Pensi-
onsfonds, eine Pensionszusage zu erhalten, 
mit der er unabhängig von der wirtschaftli-
chen Entwicklung der GmbH ist.
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